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 Aufklärung über den Anbau von gentechnisch verändertem Mais in den Jahren
 1998 bis 2004

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Durch  eine  aktuelle  Anfrage  des  nordrhein-westfälischen  Umweltministers
 Eckhard  Uhlenberg  ist  bekannt  geworden,  dass  im  Zeitraum  von  1998  bis  2004
 in  Nordrhein-Westfalen  ohne  Kenntnis  der  Öffentlichkeit  gentechnisch  verän-
 derte  Maissorten  angebaut  wurden.  Durch  diese  Information  rückt  die  Bedeu-
 tung  eines  transparenten  Standortregisters  wieder  in  den  Mittelpunkt  des  Inte-
 resses.  Vor  2004  wurden  in  diesem  Register  keine  Anbau-  oder  Freisetzungs-
 flächen  erfasst,  so  dass  auch  bundesweit  keine  Informationen  über  den  Anbau
 oder  die  Freisetzung  von  gentechnisch  verändertem  Mais  für  diesen  Zeitraum
 vorliegen.

 1.  An  welchen  Standorten  und  in  welchem  Umfang  wurden  zwischen  1998
 und  2004  gentechnisch  veränderte  Maissorten  in  Deutschland  mit  welchem
 Ziel angebaut oder freigesetzt (Umfang, Sorten)?

 Die  Standorte,  an  denen  in  den  Jahren  1998  bis  2004  gentechnisch  veränderter
 Mais  zu  Forschungs-  und  Entwicklungszwecken  freigesetzt  worden  ist  (experi-
 mentelle  Freisetzungen),  ergeben  sich  aus  der  beigefügten  Tabelle  1  (Anlage  1).
 Die  maximale  Größe  der  Freisetzungsfläche  je  Standort  findet  sich  in  Tabelle  2
 (Anlage  1).  Es  handelte  sich  in  allen  Fällen  um  Maislinien,  die  gegen  die  Her-
 bizidwirkstoffe  Glufosinat  oder  Glyphosat  resistent  sind.  Die  Tabellen  enthalten
 die  genehmigten  und  nachgemeldeten,  d.  h.  maximal  möglichen  Freisetzungs-
 standorte.  Die  tatsächliche  Durchführung  der  genehmigten  und  nachgemeldeten
 Freisetzungen  ist  der  Genehmigungsbehörde  erst  seit  Einführung  des  Standort-
 registers  mit  dem  Gesetz  zur  Neuordnung  des  Gentechnikrechts  vom  21.  De-
 zember 2004 mitzuteilen.

 An  28  Standorten  in  7  Bundesländern  (Baden-Württemberg,  Bayern,  Branden-
 burg,  Mecklenburg-Vorpommern,  Sachsen,  Sachsen-Anhalt  und  Thüringen)
 wurde  im  Jahr  2004  ein  Erprobungsanbau  zur  Koexistenz  von  gentechnisch  ver-
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ändertem  und  konventionellem  Mais  durchgeführt.  Die  Standorte  wurden  weder
 dem  Bundeslandwirtschaftsministerium  noch  dem  Bundesamt  für  Verbraucher-
 schutz  und  Lebensmittelsicherheit  (BVL)  gemeldet,  da  eine  entsprechende  Mel-
 depflicht  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zur  Neuordnung  des  Gentechnikrechts
 nicht bestanden hat.

 Das  Bundessortenamt  (BSA)  ist  nach  dem  Saatgutverkehrsgesetz  und  dem  Sor-
 tenschutzgesetz  verpflichtet,  zu  prüfen,  ob  neue  Pflanzensorten  die  Vorausset-
 zungen  für  eine  Sortenzulassung  bzw.  für  eine  Sortenschutzerteilung  erfüllen.
 Zu  diesem  Zweck  werden  Pflanzensorten,  auch  gentechnisch  veränderte  Sorten,
 im  Rahmen  2-  bis  3-jähriger  Prüfanbauten  an  bundesweit  jährlich  ca.  10  bis
 15  Standorten  geprüft.  Gentechnisch  veränderte  Maissorten  kamen  dabei  in  den
 Jahren  1998  bis  2004  an  insgesamt  105  Prüfstandorten  (Anlage  2)  zum  Anbau.
 Es  wurden  in  diesem  Zeitraum  18  gentechnisch  veränderte  Maissorten  geprüft
 (Anlage  2).  Die  Prüffläche  je  Ort  und  Sorte  betrug  ca.  80  m2.  Diese  Versuche
 wurden  mit  Sorten  durchgeführt,  die  von  den  genehmigten  Linien  Mon  810  und
 Bt 176 abgeleitet sind.

 2.  Welche  Behörden  und  Institutionen  waren  darüber  informiert  bzw.  haben
 diesen Anbau oder diese Freisetzung fachlich begleitet?

 Über  die  experimentellen  Freisetzungen  waren  die  Genehmigungsbehörde  (bis
 31.  März  2004:  Robert  Koch-Institut;  seit  1.  April  2004:  BVL),  die  zu  beteili-
 genden  Bundesbehörden  (Biologische  Bundesanstalt  für  Land-  und  Forstwirt-
 schaft;  bis  31.  März  2004:  Umweltbundesamt;  seit  1.  April  2004:  Robert  Koch-
 Institut,  Bundesamt  für  Naturschutz;  seit  4.  Februar  2005:  Bundesinstitut  für
 Risikobewertung;  in  bestimmten  Fällen:  Friedrich-Loeffler-Institut)  sowie  die
 zuständigen  Landesbehörden  unterrichtet.  Außerdem  konnte  jeder  Interessierte
 aufgrund  der  öffentlichen  Bekanntmachung  und  des  Anhörungsverfahrens  von
 den  experimentellen  Freisetzungen  Kenntnis  erlangen.  Die  Information,  ob  es
 sich  beim  Antragsteller  um  eine  öffentliche  Forschungseinrichtung  handelt,  ist
 aus der Spalte „Betreiber“ in Tabelle 1 (Anlage 1) ersichtlich.

 Das  wissenschaftliche  Begleitprogramm  zum  Erprobungsanbau  wurde  vom
 Institut  für  Pflanzenzüchtung  und  Pflanzenschutz  an  der  Martin-Luther-Univer-
 sität  Halle-Wittenberg  koordiniert.  Außerdem  beteiligten  sich  die  Landesanstalt
 für  Landwirtschaft  in  Freising,  der  Verein  zur  Förderung  Innovativer  und  Nach-
 haltiger  Agrarbiotechnologie  e.V.  Rostock  und  die  Landesanstalt  für  Landwirt-
 schaft und Gartenbau in Bernburg.

 Das  BSA  prüft  nur  Maissorten,  für  deren  gentechnische  Veränderung  bereits
 eine  gentechnikrechtliche  Inverkehrbringensgenehmigung  vorliegt.  Über  die
 Sortenprüfungen des BSA war das BMELV informiert.

 3.  Welche  Informationen  lagen  den  benachbarten  Agrarbetrieben  und  den  ört-
 lichen  Behörden  über  diesen  Anbau  oder  diese  Freisetzung  gentechnisch
 veränderter Pflanzen vor?

 Von  den  experimentellen  Freisetzungen  konnte  jeder  Interessierte  durch  die  öf-
 fentliche  Bekanntmachung  und  das  Anhörungsverfahren  Kenntnis  erlangen.  Im
 Übrigen  besitzt  die  Bundesregierung  keine  Kenntnis,  welche  Informationen  den
 benachbarten  Agrarbetrieben  und  den  örtlichen  Behörden  über  den  Anbau  oder
 die Freisetzung vorlagen.
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4.  Welche  Erkenntnisse  wurden  im  Zusammenhang  mit  diesem  Anbau  oder
 dieser Freisetzung gewonnen?

 Die  Erkenntnisse  aus  einer  experimentellen  Freisetzung  fallen  bei  der  antragstel-
 lenden Forschungseinrichtung an.

 Die  im  Rahmen  der  Förderaktivität  „Biologische  Sicherheitsforschung“  des
 Bundesministeriums  für  Bildung  und  Forschung  geförderten  freisetzungsbeglei-
 tenden  Untersuchungen  zu  transgenem  Mais  haben  keine  Gefahren  für  die  Um-
 welt erkennen lassen.

 Die  Erkenntnisse  aus  dem  Erprobungsanbau  sind  mehrfach  veröffentlicht  wor-
 den und daher hinlänglich bekannt.

 Die  Ergebnisse  aus  den  Sortenprüfungen  des  BSA  umfassen  u.  a.  Boniturnoten
 über  Resistenzen  gegen  Schaderreger  und  Pflanzenkrankheiten  sowie  Ertrags-
 daten  und  morphologische  Daten.  Sie  dienen  als  Grundlage  für  die  Entschei-
 dung  über  eine  saatgutrechtliche  Sortenzulassung  bzw.  über  eine  Sortenschutz-
 erteilung.

 5.  Was ist über den Verbleib des Ernteguts bekannt?

 Angaben  über  den  Verbleib  des  Erntegutes  aus  experimentellen  Freisetzungen
 können der Tabelle 2 (Anlage 1) entnommen werden.

 Der  im  Rahmen  der  Förderaktivität  „Biologische  Sicherheitsforschung“  des
 Bundesministeriums  für  Bildung  und  Forschung  freigesetzte  transgene  Mais
 wurde  den  rechtlichen  Bestimmungen  bzw.  behördlichen  Vorgaben  entspre-
 chend verwendet bzw. entsorgt.

 Für  die  im  Rahmen  der  Prüfungen  des  BSA  angebauten  Maissorten  lag  neben
 der  gentechnikrechtlichen  Inverkehrbringensgenehmigung  auch  eine  Lebens-
 mittelzulassung  nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  258/97  vor,  die  eine  unbegrenzte
 Verwendung  von  Verarbeitungsprodukten  für  die  Lebensmittelherstellung  er-
 laubt  (notifiziert  für  Lebens-  und  Futtermittel  gemäß  Verordnung  (EG)  Nr.  1829/
 2003).  Somit  unterlag  das  Erntegut  (außer  den  Kennzeichnungsauflagen)  keinen
 Verwendungseinschränkungen.  Das  Erntegut  (Grünmasse,  Silage  oder  Körner)
 durfte  demnach  der  Verfütterung  zugeführt  werden  oder  auch  auf  dem  Feld  ver-
 bleiben, um dort eingearbeitet zu werden.

 6.  Welche  Maßnahmen  wurden  bei  diesem  Anbau  oder  dieser  Freisetzung
 ergriffen,  um  eine  beabsichtigte  oder  unbeabsichtigte  Freisetzung  gentech-
 nisch veränderter Strukturen in die Umgebung zu verhindern?

 Informationen  über  die  Anforderungen  in  den  Freisetzungsgenehmigungen  hin-
 sichtlich  der  Begrenzung  der  Ausbreitung  der  gentechnisch  veränderten  Orga-
 nismen sind in Tabelle 2 (Anlage 1) aufgelistet.

 Um  eine  wesentliche  Beeinträchtigung  benachbarter  Flächen  durch  die  Sorten-
 prüfungen  des  BSA  zu  verhindern,  wurden  jeweils  mindestens  10  m  breite
 Mantelsaaten  aus  konventionellem  Mais  angelegt.  Durch  die  Positionierung  der
 gv-Sorten  in  der  Prüfungsparzelle  und  Anlage  der  Prüfung  innerhalb  von  Praxis-
 schlägen  erhöhte  sich  dieser  Abstand  zu  benachbarten  Maisanbauflächen  in  den
 meisten  Versuchsanlagen  deutlich.  Soweit  erforderlich  wurden  die  männlichen
 Blütenstände  der  gentechnisch  veränderten  Maissorten  entfernt  bzw.  eingetütet.



Drucksache 16/2814 – 4 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
7.  Wurden  in  diesem  Zeitraum  auch  Sorten  verwendet,  die  zum  damaligen
 Zeitpunkt oder unterdessen keine Zulassung in der EU mehr besitzen?

 Nein,  da  experimentelle  Freisetzungen  mit  Pflanzen  durchgeführt  werden,  die
 noch  über  keine  Zulassung  zum  Inverkehrbringen  verfügen  und  Sortenprüfun-
 gen  des  BSA  angelegt  werden,  um  die  saatgutrechtlichen  Zulassungsvorausset-
 zungen  festzustellen.  Erst  mit  einer  gültigen  Sortenzulassung  darf  Saatgut  in  den
 Verkehr gebracht werden.

 8.  Wie  will  die  Bundesregierung  die  Informationen  bezüglich  des  Anbaus
 oder  der  Freisetzung  von  gentechnisch  verändertem  Mais  zwischen  den
 Jahren 1998 und 2004 öffentlich zugänglich zu machen?

 Das  BVL  erteilt  der  Öffentlichkeit  über  die  experimentellen  Freisetzungen  auf
 Anfrage  Auskunft.  Für  eine  Veröffentlichung  des  Anbaus  von  gentechnisch  ver-
 änderten  Pflanzen,  die  zum  Inverkehrbringen  zugelassen  sind,  fehlt  für  die  Zeit
 vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  zur  Neuordnung  des  Gentechnikrechts  die
 Rechtsgrundlage.

 Die  Ergebnisse  der  im  Rahmen  der  Förderaktivität  „Biologische  Sicher-
 heitsforschung“  des  Bundesministeriums  für  Bildung  und  Forschung  geför-
 derten  Projekte  sind  samt  Hintergrundinformationen  auf  der  Internetseite
 www.biosicherheit.de für die interessierte Öffentlichkeit zugänglich.

 Das BSA erteilt der Öffentlichkeit auf schriftliche Anfrage Auskunft.

 9.  Welche  Position  hat  die  Bundesregierung  zum  Fortbestand  und  zum  Aus-
 bau des Standortregisters ab der Anbausaison 2007?

 Das  Standortregister  wird  entsprechend  den  europarechtlichen  Vorgaben  in  der
 Freisetzungsrichtlinie  2001/18/EG  auch  ab  der  Anbausaison  2007  fortbestehen.
 In  das  Standortregister  werden  die  aktuellen  Daten  der  jeweiligen  Anbausaison
 aufgenommen werden.

 Allerdings  wurden  die  in  das  Standortregister  eingestellten  Informationen  im
 Jahre  2006  von  Gentechnikgegnern  gezielt  dazu  genutzt,  Sortenprüfungen  des
 BSA  sowie  Anbau-  und  Freisetzungsflächen  zu  zerstören.  Da  die  Bundes-
 regierung  auch  verantwortlich  für  eine  sichere  Durchführung  der  gesetzlich  vor-
 geschriebenen  Sortenprüfungen  ist,  wird  sie  diesem  Informationsmissbrauch
 künftig  besondere  Aufmerksamkeit  widmen  und  erforderlichenfalls  Gegen-
 maßnahmen ergreifen.
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Anlage 1



Drucksache 16/2814 – 8 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Anlage 1



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 9 – Drucksache 16/2814

Anlage 1



Drucksache 16/2814 – 10 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode

Anlage 1



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 11 – Drucksache 16/2814
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